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Sachgebiet 7 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Verordnung (EWG) des Rates über den Abschiuß eines Abkommens 
über den Handei mit Spinnstoffen zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Republik indien sowie zur Festiegung von 
Durchführungsbestimmungen zu diesem Abkommen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1023/70 
des Rates vom 25. Mai 1970 zur Festlegung eines 
gemeinsamen Verfahrens für die Verwaltung men- 
genmäßiger Kontingente'), insbesondere auf 
Artikel 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Das zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Republik Indien ausgehandel- 
te Abkommen über den Handel mit Spinnstoffen ist 
zu schließen, und die Durchführungsbestimmungen 
zu diesem Abkommen sind festzulegen. 

Das Abkommen verpflichtet die Gemeinschaft, die 
Einfuhr bestimmter Spinnstoffe in begrenzten Men- 
gen zu gestatten, wobei Indien sich verpflichtet, 
diese Mengen durch Selbstbeschränkung seiner Aus- 
fuhren in die Gemeinschaft einzuhalten. Zu diesem 
Zweck sind mengenmäßige Gemeinschaftskontin- 
gente einzurichten und die Höhe dieser Kontingente 
für die Jahre 1975, 1976 und 1977 sowie die Krite- 
rien unter Berücksichtigung des in dem Abkommen 
vorgesehenen Doppelkontrollsystems festzuiegen. 

Wegen der erheblichen Diskrepanz zwischen den 
Bedingungen, denen die Einfuhren dieser Textilien 
in den Mitgliedstaaten unterliegen, und der beson- 
deren Empfindlichkeit der Textilindustrie der Ge- 


meinschaft kann die Vereinheitlichung dieser Ein- 
fuhrbedingungen nur schrittweise erfolgen; deshalb 
können nur die nach den geltenden Einfuhrbedin- 
gungen zugelassenen Mengen, die dann zunehmend 
den Bedürfnissen des Marktes anzupassen sind, als 
Kriterium für die Aufteilung dieser gemeinschaft- 
lichen mengenmäßigen Kontingente maßgebend 
sein. 

Für einige andere Spinnstoffe sieht das Abkom- 
men eine Aussetzung der mengenmäßigen Beschrän- 
kungen seitens der Gemeinschaft sowie ein beson- 
deres Beratungsverfahren vor, das den Erlaß von 
Schutzmaßnahmen bei Gefahr einer Marktzerrüttung 
ermöglicht; Indien hat sich entsprechend diesem 
Verfahren verpflichtet, eine Selbstbeschränkung 
seiner Ausfuhren in bestimmte Mitgliedstaaten aus- 
zuüben, die nach dem in dem Abkommen vorge- 
sehenen Doppelkontrollsystem verwaltet wird. 

Es ist erforderlich, die mengenmäßigen Einfuhr- 
beschränkungen für diese Waren in den betreffen- 
den Mitgliedstaaten beizubehalten und die mengen- 
mäßigen Beschränkungen in anderen Mitgliedstaa- 
ten auszusetzen, ferner in einer späteren Phase 
diese verschiedenen Maßnahmen durch für die 
ganze Gemeinschaft einheitliche Liberalisierungs- 
maßnahmen zu ersetzen. 

Waren, die im aktiven Veredelungsverkehr oder 
zur vorübergehenden Verwendung in das Zollgebiet 
der Gemeinschaft verbracht und im gleichen Zu- 
stand oder nach erfolgter Bearbeitung aus diesem 
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Gebiet wiederausgeführt werden, sind auf die ge- 
meinschaftlichen mengenmäßigen Kontingente und 
die für die Ausfuhren in bestimmten Mitgliedstaa- 
ten geltenden Selbstbeschränkungsmaßnahmen nicht 
anzurechnen — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Das in Anhang I beigefügte Abkommen über den 
Handel mit Spinnstoffen wird im Namen der Ge- 
meinschaft zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Republik Indien geschlossen. 


Artikel 2 

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die zur 
Unterzeichnung des Abkommens befugte Person zu 
bestellen und ihr die Vollmachten zu übertragen, 
die erforderlich sind, um für die Gemeinschaft ver- 
bindlich zu handeln. 


Artikel 3 

1. Spinnstoffe, die Ursprungswaren Indiens sind 
und aus Indien kommen und die in der Liste in 
Anhang II aufgeführt sind, unterliegen bei der 
Einfuhr in die Gemeinschaft gemeinschaftlichen 
mengenmäßigen Kontingenten. 

2. Die Höhe der Kontingente ist für die Jahre 1975, 
1976 und 1977 in der in Absatz 1 bezeichneten 
Liste festgelegt. 

Die für 1975 festgesetzten Kontingentsbeträge 
werden jedoch um die während dieses Jahres 
vor Inkrafttreten dieses Abkommens getätigten 
Einfuhren verringert. 

3. Gemäß dem in Artikel 11 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1023/70 vorgesehenen Verfahren werden die 
Kontingente so aufgeteilt, daß die Ausweitung 
und geordnete Entwicklung des Textilhandels 
gewährleistet sowie Übertragungen und Vor- 
griffe von einem Jahr auf das andere möglich 
sind. 


Jedoch wird die Aufteilung auf Grund der Ein- 
fuhrmengen vorgenommen, die gemäß den in 
den Mitgliedstaaten zur Zeit angewandten Ein- 
fuhrbedingungen zugelassen sind; sie schließt 
jährliche Zuwachsraten ein, die für die Mitglied- 
staaten mit den im Verhältnis geringsten Men- 
gen deutlich höher liegen, um sie schrittweise 
den Bedürfnissen der Marktversorgung anzu- 
passen. 

4. Die Einfuhrgenehmigungen werden nach dem in 
dem Abkommen festgelegten Doppelkontroll- 
system ausgestellt. 

5. Waren, die im aktiven Veredelungsverkehr oder 
zur vorübergehenden Verwendung in das Zoll- 
gebiet der Gemeinschaft verbracht und im glei- 
chen Zustand oder nach erfolgter Bearbeitung 
aus diesem Gebiet wieder ausgeführt werden, 
werden auf die in Absatz 1 vorgesehenen Kon- 
tingente nicht angerechnet. 


Artikel 4 

Die in der Liste in Anhang III aufgeführten Textil- 
erzeugnisse mit Ursprung und Herkunft aus Indien 
sind unbeschadet der Bestimmungen von Artikel 5 
keinen mengenmäßigen Beschränkungen unter- 
worfen. 


Artikel 5 

1. Werden Einfuhren von Textilerzeugnissen, die 
unter Artikel 4 fallen, in Mitgliedstaaten, die in 
der in Anhang III enthaltenen Liste aufgeführt 
sind, getätigt, so sind sie für die Jahre 1975, 1976 
und 1977 auf die in dieser Liste genannten Men- 
gen beschränkt. Die für 1975 festgesetzten Kon- 
tingentsbeträge werden jedoch um die während 
dieses Jahres vor Inkrafttreten dieses Abkom- 
mens getätigten Einfuhren verringert. 

2. Die Einfuhrgenehmigungen werden durch die zu- 
ständigen Behörden der jeweiligen Mitglied- 
staaten gemäß dem durch das Abkommen festge- 
setzten doppelten Kontrollverfahren erteilt. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 13. August 1975 - 1/4 - 680 70 - E ~ In 17/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 29. Juli 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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3. Waren, die im aktiven Veredelungsverkehr oder 
zur vorübergehenden Verwendung in das Zoll- 
gebiet der Gemeinschaft verbracht und im glei- 
chen Zustand oder nach erfolgter Bearbeitung 
aus diesem Gebiet wieder ausgeführt werden, 
werden auf die in Paragraph 1 vorgesehenen 
Kontingente nicht angerechnet. 

4. Die Höhe der in Absatz 1 vorgesehenen mengen- 
mäßigen Beschränkungen kann gemäß den in 
Artikel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 1023/70 
vorgesehenen Verfahren angepaßt werden. 


Artikel 6 

Die Einfuhr folgender Spinnstoffe, die Ursprungs- 
waren Indiens sind und aus Indien kommen und für 
die eine von den zuständigen indischen Behörden 
gemäß den Bestimmungen des Abkommens ausge- 
stellte Bescheinigung vorliegt, ist keinen mengen- 
mäßigen Beschränkungen unterworfen: 

a) Gewebe aus Baumwolle, hergestellt auf Hand- 
webstühlen in handwerklichen Farailienunter- 
nehmen, mit einem Anteil an Chemiefasern von 
nicht mehr als fünf Gewichtshundertteilen, die 
traditionsgemäß auf Handwebstühlen hergestellt 
werden und tatsächlich auf Handwebstühlen her- 


gestellt worden sind und die ihre Antriebskraft 
vollständig von den daran arbeitenden Personen 
beziehen (d. h. wenn die drei Hauptbewegungen 
beim Weben, nämlich Walken, Einträgen des 
Schußfadens und Anschlag durch Hand oder Fuß 
unter Ausschluß jeder anderen Energiequelle 
hervorgebracht werden) ; 

b) Waren, die in handwerklichen Familienunterneh- 
men aus diesen auf Handwebstühlen gefertigten 
Geweben hergestellt werden; 

c) Spinnstoffe der traditionellen indischen Volks- 
kunst, zugeschnitten, genäht oder anderweitig 
von Hand in Heimarbeit in handwerklichen 
Familienunternehmen gefertigt. 


Artikel 7 

1. Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

2. Artikel 2 bis 6 einschließlich gelten vom Zeit- 
punkt des Inkrafttretens des Abkommens an. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Anhang I 

Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Indien 
über den Handel mit Textilerzeugnissen 

(Gemäß ArtikeM der Verordnung) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

einerseits, 

DIE REGIERUNG DER REPUBLIK INDIEN — 
andererseits, 

in dem Wunsch, eine ungestörte und gerechte 
Entwicklung des Handels mit Textilerzeugnissen 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
- nachstehend „Gemeinschaft“ genannt - und der 
Republik Indien zu gewährleisten, 

im Hinblick auf die Bestimmungen der Verein- 
barung über den internationalen Handel mit Tex- 
tilien (nachstehend „Genfer Vereinbarung" genannt), 
insbesondere auf Artikel 4, 

haben im Geiste der gegenseitigen Zusammen- 
arbeit und in Übereinstimmung mit der genannten 
Genfer Vereinbarung beschlossen, das vorliegende 
Abkommen zu schließen, und haben hierfür als Be- 
vollmächtigte ernannt — 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN ; 

DIE REGIERUNG DER REPUBLIK INDIEN; 

Diese sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

1. Die Parteien erkennen an und bekräftigen, daß 
vorbehaltlich dieses Abkommens und unbescha- 
det ihrer Rechte und Pflichten auf Grund des 
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens für 
ihren gegenseitigen Handel mit Textilerzeug- 
nissen die Bestimmungen der Genfer Verein- 
barung gelten. 

2. Das vorliegende Abkommen gilt für den Handel 
mit denjenigen Textilerzeugnissen mit Ursprung 
in und Herkunft aus Indien, die in den An- 
hängen I und II aufgeführt werden und auf die 
in Artikel 5 Bezug genommen wird. 

3. Indien willigt ein, für Ausfuhren nach der Ge- 
meinschaft in Übereinstimmung mit der in An- 
hang I niedergelegten Tabelle Höchstmengen 
festzusetzen. Teilmengen der in Anhang I fest- 
gesetzten Kontingente, die nicht von einem Mit- 
gliedstaat der Gemeinschaft in Anspruch genom- 
men worden sind, können einem anderen Mit- 
gliedstaat innerhalb der Grenzen neu zugeteilt 
werden, die von der Gemeinschaft nach den in 


der Gemeinschaft geltenden Verfahren beschlos- 
sen werden. Die Gemeinschaft verpflichtet sich, 
jeden Antrag Indiens auf eine solche Neu- 
zuteilung innerhalb von vier Wochen nach Er- 
halt zu beantworten. Jede derartige Neu- 
zuteilung braucht selbstverständlich nicht auf die 
Sätze beschränkt zu werden, die in an anderer 
Stelle dieses Abkommens niedergelegten Anpas- 
sungsbestimmungen festgelegt sind. 


Artikel 2 

1. Die Gemeinschaft verpflichtet sich, für die Grup- 
pen von Textilerzeugnissen, für die dieses Ab- 
kommen gilt, und vorbehaltlich des zufrieden- 
stellenden Funktionierens dieses Abkommens, 
keine neuen mengenmäßigen Beschränkungen 
einzuführen, die Anwendung jeglicher derzeit 
geltenden mengenmäßigen Beschränkung aufzu- 
heben und Artikel 3 der Genfer Vereinbarung 
nicht in Anspruch zu nehmen, vorausgesetzt, daß 
die Ausfuhren derartiger Textilerzeugnisse mit 
Ursprung in und Herkunft aus Indien nach der 
Gemeinschaft die auf Grund dieses Abkommens 
festgesetzten Höchstmengen nicht überschreiten. 

2. Die indische Regierung verpflichtet sich, die er- 
forderlichen Maßnahmen zur Einhaltung der auf- 
grund dieses Abkommens festgesetzten Höchst- 
mengen zu treffen. 

3. Die Gemeinschaft hat nichts dagegen einzuwen- 
den, daß die vorgenannten Höchstmengen über- 
schritten werden, wenn auf dem Gemeinschafts- 
markt zusätzliche Nachfrage auftritt; die zusätz- 
lichen Mengen müssen jedoch im Einvernehmen 
zwischen den Parteien festgesetzt werden. 

4. Beide Parteien verpflichten sich, bei der Durch- 
führung der für die Zwecke dieses Artikels erfor- 
derlichen Maßnahmen zusammenzuarbeiten. 


Artikel 3 

1. Für Einfuhren in die Gemeinschaft von Textil- 
erzeugnissen, für die dieses Abkommen gilt und 
die zur sofortigen Wiederausfuhr oder zur ak- 
tiven Veredelung und anschließenden Wieder- 
ausfuhr aus der Gemeinschaft bestimmt sind, 
gelten nicht die in diesem Abkommen festgesetz- 
ten Höchstmengen, sofern diese Waren im Rah- 
men eines zu diesem Zweck in der Gemeinschaft 
bestehenden administrativen Kontrollsystems 
eingeführt werden. 
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2. In allen Fällen, in denen Gemeinschaftsbehörden 
feststellen, daß die in Absatz 1 genannten Ein- 
fuhren zum Verbrauch in der Gemeinschaft ver- 
blieben sind, teilt die Gemeinschaft der Regie- 
rung Indiens vierteljährlich die betreffenden 
Mengen mit. In diesen Fällen rechnet Indien 
auf Antrag der Gemeinschaft diese Mengen auf 
die betreffende Höchstmenge oder Höchstmengen 
für das laufende oder das folgende Jahr des Ab- 
kommens an. 

3. Stellen die zuständigen Behörden innerhalb der 
Gemeinschaft im Rahmen eines bestehenden 
administrativen Kontrollsystems fest, daß Ein- 
fuhren von Textilerzeugnissen, für die dieses 
Abkommen gilt, auf die auf Grund dieses Ab- 
kommens festgesetzten Höchstmengen angerech- 
net, anschließend aber wieder aus der Gemein- 
schaft ausgeführt worden sind, so teilt die zu- 
ständige Behörde den indischen Behörden die 
betreffenden Mengen mit und genehmigt Ein- 
fuhren der gleichen Mengen, die nicht auf die 
Höchstmengen auf Grund des Abkommens ange- 
rechnet werden. 


Artikel 4 

1. Für die Einfuhr folgender indischer Textilerzeug- 
nisse in die Gemeinschaft gelten unter den nach- 
stehend genannten Bedingungen keine Höchst- 
mengen; 

a) in ländlichen Handwerksbetrieben auf Hand- 
webstühlen hergestellte Baumwollgewebe, 
die nicht mehr als fünf Gewichtshundertteile 
chemische Spinnfasern enthalten, das heißt 
Gewebe der Art, die traditionell auf Hand- 
webstühlen hergestellt werden, deren An- 
triebskraft vollständig von den Handwebern 
geliefert wird (d. h. die drei Hauptbewegun- 
gen beim Weben, nämlich Fachbildung, Ein- 
trägen des Schusses und Ladenanschlag, wer- 
den mit der Hand oder dem Fuß ohne Ver- 
wendung irgendeiner anderen Kraftquelle 
ausgeführt) ; 

b) Waren, die in ländlichen Handwerksbetrieben 
aus solchen auf Handwebstühlen hergestell- 
ten Baumwollgeweben gefertigt worden sind; 

c) handgearbeitete Textilerzeugnisse der tradi- 
tionellen indischen Volkskunst, die in Heim- 
arbeit im Rahmen ländlicher Handwerks- 
betriebe von Hand zugeschnitten, genäht 
oder in anderer Weise hergestellt worden 
sind. 

2. Voraussetzung für die Einfuhr dieser Waren in 
die Gemeinschaft ohne Bindung an Höchst- 
mengen ist das befriedigende Funktionieren von 
Vereinbarungen über das Bescheinigungsver- 
fahren. 


Artikel 5 

1. Beide Parteien kommen überein, auf Ersuchen 
einer Partei und in Übereinstimmung mit der 
Genfer Vereinbarung unverzüglich Konsulta- 
tionen über jede Frage im Zusammenhang mit 
ihrem Handel mit Textilerzeugnissen und insbe- 
sondere über alle sich aus der Anwendung die- 
ses Abkommens ergebenden Probleme durchzu- 
führen. Konsultationen auf Grund dieses Artikels 
werden von beiden Parteien im Geiste der Kom- 
promißbereitschaft und mit dem Ziel, die zwi- 
schen ihnen bestehenden Unstimmigkeiten zu 
beheben, geführt. 

2. Die Gemeinschaft kann insbesondere, wenn auf 
Grund der Bedingungen auf ihrem Markt tat- 
sächlich die Gefahr einer Marktzerrüttung be- 
steht, um Konsultationen mit Indien nach dem in 
Absatz 5 niedergelegten Verfahren für die nach- 
stehend genannten Waren und die in Anhang II 
aufgeführten Waren ersuchen. 

3. Bringen nach Ansicht der Gemeinschaft Ein- 
fuhren von nicht aus Baumwollfasern bestehen- 
den Textilerzeugnissen in die Gemeinschaft, die 
in direktem Wettbewerb zu den in den An- 
hängen I und II aufgeführten Erzeugnissen 
stehen, echte Gefahren einer Marktzerrüttung 
mit sich, so kann die Gemeinschaft unter den 
gleichen, in Absatz 5 dieses Artikels aufgeführ- 
ten Bedingungen um Konsultationen mit Indien 
ersuchen. 

4. Bringt eine übermäßige Konzentration des Han- 
dels mit einer spezifischen Ware der in Anhang I 
aufgeführten Gruppen eine echte Gefahr einer 
Marktzerrüttung für diese Ware mit sich, so 
kann die Gemeinschaft unter den gleichen in 
Absatz 5 dieses Artikels genannten Bedingungen 
um Konsultationen mit Indien ersuchen. 

5. In den in den Absätzen 2, 3 und 4 dieses Artikels 
genannten Fällen beschränkt Indien, gemäß dem 
Ersuchen der Gemeinschaft, die Ausfuhr der be- 
treffenden Waren oder Warengruppen, die für 
den Markt der Gemeinschaft oder den Markt 
eines oder mehrerer ihrer Mitgliedstaaten be- 
stimmt sind, bis zu einem allseitig befriedigen- 
den Abschluß der genannten Konsultationen auf 
einem, von der Gemeinschaft angegebenen 
Niveau, das auf Jahresbasis nicht niedriger als 
107 V. H. der für die betreffende Ware oder 
Warengruppen festgestellten Einfuhren während 
dieses ZwÖlf-Monatszeitraums sein darf, der 
drei Monate vor dem Monat endet, in dem das 
Konsultationsersuchen gestellt wird. 

6. Auf Ersuchen Indiens finden Konsultationen 
statt, um zu überprüfen, ob eine auf Grund die- 
ses Artikels festgesetzte Höchstmenge beizube- 
halten oder zu ändern ist, wenn die Markt- 
bedingungen, die zur Festsetzung einer solchen 
Höchstmenge führten, nicht mehr bestehen. 
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Artikel 6 

Ist Indien in bezug auf die Bestimmungen der 
Genfer Vereinbarung der Ansicht, daß es infolge 
der auf Grund dieses Abkommens festgesetzten 
Höchstmengen im Vergleich zu einem Drittland in 
eine nicht der Billigkeit entsprechende Lage versetzt 
wird, so kann es um Konsultationen mit der Ge- 
meinschaft ersuchen, mit dem Ziel, eine geeignete, 
mit den internationalen Rechten und Pflichten bei- 
der Parteien zu vereinbarende Maßnahme durchzu- 
führen. 

Artikel 7 

1. a) Innerhalb dieses Abkommens] ahres können 
nicht ausgeschöpfte Teilmengen der auf 
Grund dieses Abkommens festgesetzten 
Höchstmengen unter den nachstehend ge- 
nannten Bedingungen auf eine andere in die- 
ser Weise festgesetzte Höchstmenge über- 
tragen werden. 

b) Auf Grund dieses Abkommens können nur 
nachstehend genannte Übertragungen er- 
folgen: 

(i) nach Gruppe 55.09 (Gewebe aus Baum- 
wolle) und darin nach Untergruppe 
ex 55.09 (Gewebe aus Baumwolle, andere 
als rohe oder gebleichte) aus jeder ande- 
ren in Anhang I aufgeführten Gruppe, 
sofern solche Übertragungen 10 v. H. der 
Höchstmenge für die Gruppe nicht über- 
schreiten, in die sie vorgenommen 
werden; 

(ii) zwischen den Gruppen: 

61.02.87 (Hemden und Blusen aus Baum- 
wolle für Frauen) und ex 62.02 (Haus- 
haltswäsche), 

sofern solche Übertragungen 10 v. H. der 
Höchstmengen für die Gruppe nicht über- 
schreiten, in die sie vorgenommen 
werden; 

(iii) von Gruppe 55.09 (Gewebe aus Baum- 
wolle) nach: 

(a) — Untergruppe ex 55.09 (Gewebe aus 

Baumwolle, andere als rohe und 
gebleichte) 

— Gruppe ex 62.02 (Haushalts- 
wäsche), 

sofern solche Übertragungen 
7 v. H. der Höchstmenge für die 
Gruppe oder Untergruppe nicht 
überschreiten, in die sie vorge- 
nommen werden, 

(b) Gruppe 61.02.87 (Hemden und Blusen 
aus Baumwolle für Frauen), 

sofern solche Übertragungen 5 v. H. 
der Höchstmenge für die Gruppe nicht 
überschreiten, in die sie vorgenommen 
werden. 


2. Teilmengen der auf Grund dieses Abkommens 
festgesetzten Höchstmengen, die w’ährend eines 
Vertragsjahres nicht ausgeschöpft werden, kön- 
nen übertragen und der entsprechenden Höchst- 
menge für das folgende Vertragsjahr bis zu 
höchstens 10 v. H. dieser Höchstmenge hinzuge- 
rechnet werden. 

3. Bis zu höchstens 10 v. H. jeder auf Grund dieses 
Abkommens festgesetzten Höchstmenge können 
im voraus Lieferungen auf die entsprechende 
Höchstmenge des folgenden Abkommens] ahres 
genehmigt werden. Die im voraus gelieferten 
Mengen werden von den Höchstmengen für die 
betreffenden Waren im folgenden Abkommens- 
jahr abgezogen. 

4. Die vorstehenden Anpassungsbestimmungen dür- 
fen nicht dazu führen, daß in einem bestimmten 
Abkommens] ahr die Höchstmenge für eine 
Gruppe um mehr als den nachstehend genannten 
Prozentsatz der Höchstmenge für die entspre- 
chende Gruppe für das entsprechende Vertrags- 
jahr überschritten wird: 

55.09 (Gewebe aus Baumwolle) : 20 v. H. 

ex 55.09 (Gewebe aus Baumwolle, andere 
als rohe oder gebleichte): 20 v. H. 

61.02.87 (Hemden und Blusen aus Baum- 
wolle für Frauen) : 15 v. H. 

ex 62.02 (Haushaltswäsche): 20 v. H. 

5. Die Anpassungsbestimmungen dieses Artikels 
können von Indien nach schriftlicher Unterrich- 
tung der Gemeinschaft durch die indischen Be- 
hörden angewendet werden. 


Artikel 8 

Indien bemüht sich, das die Ausfuhren aller Textil- 
erzeugnisse, für die Höchstmengen auf Grund dieses 
Abkommens festgesetzt werden, während der ein- 
zelnen Vertragsjahre, insbesondere unter Berück- 
sichtigung saisonaler Faktoren, möglichst gleich- 
mäßig gestaffelt sind. 

Artikel 9 

Die beiden Parteien kommen überein, alle zweck- 
dienlichen Informationen über ihren gegenseitigen 
Handel mit Textilerzeugnissen auszutauschen, um 
die erfolgreiche Durchführung dieses Abkommens zu 
gewährleisten. 

Artikel 10 

1. Die Parteien kommen überein, daß die Verwal- 
tung der aufgrund des Abkommens festgesetzten 
Höchstmengen nach einem System der doppelten 
Kontrolle erfolgt, dessen Einzelheiten in Anhang 
V zu diesem Abkommen niedergelegt sind. 
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2. Indien ist daher bereit, der Gemeinschaft viertel- 
jährlich genaue statistische Angaben über alle 
von den indischen Behörden erteilten Ausfuhr- 
genehmigungen für alle Gruppen von Textilaus- 
fuhren nach der Gemeinschaft zu erteilen, auf die 
dieses Abkommen anwendbar ist. 

3. Desgleichen übermittelt die Gemeinschaft den 
indischen Behörden vierteljährlich genaue sta- 
tistische Angaben über die Einfuhren solcher 
Waren in die Gemeinschaft. 


Artikel 11 

1. Beide Parteien treffen alle Maßnahmen, um die 
Aufrechterhaltung der traditionellen Handels- 
ströme und -methoden zwischen der Gemein- 
schaft und Indien zu gewährleisten. 

2. Sollte die Gemeinschaft Indien mitteilen, daß 
durch die Anwendung dieses Abkommens 
Schwierigkeiten aufgetreten sind, die die Auf- 
rechterhaltung der bestehenden Handelsbezie- 
hungen zwischen den Einfuhren der Gemein- 
schaft und ihren Lieferanten in Indien in Frage 
stellen, so konsultieren die Parteien sich gegen- 
seitig nach den in Artikel 5 niedergelegten Ver- 
fahren. 


Artikel 12 

Unbeschadet der anderen Bestimmungen dieses Ab- 
kommens ist Indien damit einverstanden, daß bis 
spätestens 30. 6. 1977 mengenmäßige Beschränkun- 
gen der Einfuhren folgender Textilerzeugnisse aus 
Indien nach Irland aufrechterhalten werden. 


GZT 

Tarifnummer 

Warenbeschreibung 

55.05 

Baumwollgarne, nicht in Auf- 
machungen für den Einzelverkauf 

55.06 

Baumwollgarne, in Aufmachungen 
für den Einzelverkauf 

55.07 

Drehergewebe aus Baumwolle 


Artikel 13 

Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft nach den in diesem Vertrag festge- 
legten Bedingungen Anwendung findet, und für die 
Gebiete, in denen die Verfassung der Republik 
Indien Anwendung findet. 


Artikel 14 

1. Dieses Abkommen tritt am 1. Tag des Monats 
nach dem Tag in Kraft, an dem die Vertrags- 
parteien einander den Abschluß der hierfür er- 
forderlichen Verfahren notifiziert haben. Es 
bleibt bis zum 31, Dezember 1977 in Kraft. 

2. Dieses Abkommen tritt nach dem in Absatz 1 
dieses Artikels beschriebenen Verfahren mit 
Wirkung vom 1. Januar 1975 in Kraft. 

3. Beide Parteien können unter Einhaltung einer 
Frist von mindestens 120 Tagen zum Ende jedes 
12-Monatszeitraums Änderungen dieses Abkom- 
mens Vorschlägen oder das Abkommen kündigen. 
Im letztgenannten Fall endet das Abkommen mit 
Ablauf des betreffenden 12-Monatszeitraums. 

4. Die Anhänge sind integraler Bestandteil des Ab- 
kommens. 


Artikel 15 

Das Abkommen wird in zwei Urschriften abgefaßt, 
jede in deutscher, französischer, italienischer, nie- 
derländischer, dänischer, englischer und Hindi- 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen ver- 
bindlich ist. 
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Anhang I 

Waren, für die Indien vom Inkrafttreten 
dieses Abkommens an Beschränkungen gegenüber 
der gesamten Gemeinschaft anwendet 

Die Gemeinschaft teilt hiermit Indien mit, daß die Höchstmengen für die nach- 
stehend aufgeführten Textilerzeugnisse wie folgt auf die Mitgliedstaaten aufge- 
teilt werden: 


Warengruppe oder Untergruppe 

Mitglied- 

staat 

1975 

Höchst- 

menge 

1976 

(metrische 

Tonnen) 

1977 

55.09 

BRD 

4 590 

5512 

6412 


F 

3 836 

4 480 

5 221 


I 

1 000 

1 300 

1 690 


BNL 

1 687 

2 025 

2 355 

Gewebe aus Baumwolle 

UK 

22 825 

22 939 

23 054 


IRL 

136 

163 

195 


DK 

866 

971 

1 073 

davon 

EWG 

34 940 

37 290 

40 000 

ex 55.09 

BRD 

343 

419 

498 


F 

366 

432 

502 


I 

219 

267 

318 

Gewebe aus Baumwolle 

BNL 

273 

322 

360 

andere als rohe oder gebleichte 

UK 

1810 

1 819 

1 828 


IRL 

70 

70 

71 


DK 

419 

421 

423 


EWG 

3 500 

3 750 

4 000 

61.02.87 

BRD 

250 

250 

268 


F 

115 

115 

128 


I 

130 

130 

139 

Hemden und Blusen 

BNL 

148 

148 

150 

aus Baumwolle für Frauen 

UK 

122 

122 

140 


IRL 

5 

5 

5 


DK 

184 

184 

184 


EWG 

954 

954 

1 014 

ex 62.02 

BRD 

2 291 

2 556 

2 789 


F 

138 

207 

310 


I 

197 

256 

333 


BNL 

292 

315 

400 

(62.02.11, 41, 43, 47, 71, 73) 

UK 

4 008 

4 008 

4 028 


IRL 

9 

13 

21 


DK 

657 

660 

663 


EWG 

7 592 

8 015 

5 544 
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Anhang 11 


Waren, für die besondere Konsultationsverfahren 
gemäß Artikel 5 gelten 


GZT Tarif-Nr. 

Warenbeschreibung 

55.08 

Schlingengewebe aus Baumwolle 

ex 60.04 

„T“ -Shirts 

16.03.15 

Hemden aus Baumwolle für 

Männer 

61.05 B. 30 

Baumwolltaschentücher 
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Anhang III 


1. Gemäß Artikel 5 des Abkommens über den Han- 
del mit Textilerzeugnissen zwischen der Gemein- 
schaft und Indien fanden Konsultationen zwi- 
schen den Parteien über Einfuhren der nach- 
stehend aufgeführten Textilerzeugnisse aus In- 
dien in die Gemeinschaft statt. 


2. Entsprechend den Vereinbarungen in den vor- 
stehend genannten Konsultationen beschränkt 
Indien die Ausfuhren der nachstehend aufge- 
führten Erzeugnisse nach den genannten Ge- 
bieten des Marktes der Gemeinschaft auf die an- 
gegebenen Höchstmengen. 


Gebiet der Gemeinschaft, 
GZT Tarif'Nr. Erfaßte Erzeugnisse auf das die Beschränkung 

Anwendung findet 


Jährliche Menge 
(Mit Wirkung vom 1.1. 1975) 


55.08 Schlingengewebe aus GB 450 Tonnen 

Baumwolle 

ex 60.04 „T"-Shirts Frankreich 2 250 000 Einheiten 

61.03.15 Hemden aus Baumwolle GB 663 960 Einheiten 

für Männer 

61.05.30 Baumwolltaschentücher GB 4 344 933 Dutzend 


3. Bleiben die oben genannten Höchstmengen für den Zeitraum nicht niedriger sein als das um 

einen oder mehrere weitere 12-Monatszeiträume nicht weniger als 7 v. H. erhöhte Niveau für den 

in Kraft, so darf das Niveau für den betreffen- vorangegangenen 12-Monatszeitraum. 
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Anhang IV 


Handgewebte Stoffe 
und handgearbeitete Textilerzeugnisse 

1. Gemäß Artikel 12 Absatz 3 der Genfer Verein- 
barung über den Internationalen Handel mit 
Textilien sind die Gemeinschaft und Indien in 
Artikel 4 dieses Abkommens über den Handel 
mit Textilerzeugnissen übereingekommen, daß 
unter gewissen Bedingungen für die Ausfuhren 
bestimmter handgewebter Stoffe und handgear- 
beiteter Textilerzeugnisse in die Gemeinschaft 
keine Höchstmengen gelten. Nach den in Arti- 
kel 4 Absatz 2 dieses Abkommens genannten 
Bedingungen ist das befriedigende Funktionieren 
von Vereinbarungen über das Bescheinigungs- 
verfahren Voraussetzung für die Einfuhr dieser 
Waren in die Gemeinschaft ohne Bindung an 
Höchstmengen. 

2. Die Gemeinschaft und Indien kommen hiermit 
überein, daß zur Durchführung von Artikel 4 die- 
ses Abkommens folgende Bescheinigung zu ver- 
wenden ist: 

„Bescheinigung für handgewebte Baumwollstoffe 
und Erzeugnisse daraus 

Name und Anschrift des Herstellers 
Name und Anschrift des Ausführers 
Name und Anschrift des EWG-Einführers 
Beschreibung der Ware 
Menge (metrische Tonnen) 

Name des Schiffes oder Flugnummer 
Bestimmungshafen oder -flughafen 

Hiermit wird bescheinigt, daß die obengenannte 
Lieferung besteht aus: 

(i) in ländlichen Handwerksbetrieben auf Hand- 
webstühlen hergestellten Baumwollgewe- 
ben, die nicht mehr als 5 Gewichtshundert- 


teile chemische Spinnfasern enthalten, und 
die sowohl traditionell auf Handwebstühlen 
hergestellt werden, als auch tatsächlich auf 
einem Handwebstuhl hergestellt worden 
sind, dessen Antriebskraft vollständig von 
den Handwebern geliefert werden (d. h. die 
drei Hauptbewegungen beim Weben, näm- 
lich Fachbildung, Einträgen des Schusses und 
Ladenanschlag werden mit der Hand oder 
dem Fuß ohne Verwendung irgendeiner 
anderen Kraftquelle ausgeführt); 

(ii) Waren, die in ländlichen Handwerksbetrie- 
ben aus solchen auf Handwebstühlen herge- 
stellten Baumwollgeweben gefertigt worden 
sind; 

(iii) handgearbeitete Textilerzeugnisse der tradi- 
tionellen indischen Volkskunst, die in Heim- 
arbeit im Rahmen ländlicher Handwerksbe- 
triebe von der Hand zugeschnitten, genäht 
oder in anderer Weise hergestellt worden 
sind. 

Unterzeichnet “ 

3. Zur Ausstellung der obigen Bescheinigungen 
sind ermächtigt: das Amt des Textilkommissars 
in Bombay oder eine seiner Zweigstellen in 
Ahmedabad, Amritsar, Calcutta, Ceimbatore, 
Kanpur und Madras. 

4. Diese beschreibende Bescheinigung ist außerdem 
von einer Regierungsstelle zu bestätigen, so daß 
damit die Ausfuhr der Sendung ohne Anrech- 
nung auf Höchstmengen nach Maßgabe des Ab- 
kommens über den Handel mit Textilerzeug- 
nissen zwischen der Gemeinschaft und Indien 
und der Genfer Vereinbarung über den Inter- 
nationalen Handel mit Textilien genehmigt ist. 
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Anhang V 


Entsprechend der Vereinbarung der Parteien in Ar- 
tikel 10 des Abkommens erfolgt die Verwaltung der 
Einfuhren von Textilerzeugnissen aus fndien nach 
dem System der doppelten Kontrolle. Die Einzel- 
heiten dieses Systems wurden von den Parteien ver- 
einbart und werden nachstehend dargelegt. 

Die zuständigen Behörden in der Gemeinschaft ge- 
nehmigen automatisch und unverzüglich Einfuhren 
von Textilerzeugnissen bei Vorlage des Antrags des 
Einführers zusammen mit der ursprünglichen Aus- 
fuhrlizenz. Die zuständigen Behörden i-n der Ge- 
meinschaft sind befugt, die Vorlage einer Ausfuhr- 
lizenz für Waren mit Ursprung in Indien der in An- 
hang I genannten Gruppen und, (wenn Artikel 5 in 
Anspruch genommen worden ist) des Anhangs II zu 
verlangen. Diese Ausfuhrlizenzen werden von den 
indischen Behörden bis zur Gesamtsumme der ver- 
einbarten Höchstmengen erteilt. 

Die von den indischen Stellen erteilten Ausfuhr- 
lizenzen gelten für die Waren, für die aufgrund des 
Abkommens Beschränkungen bestehen. 

In der Exportlizenz ist anzugeben: 

1 . Bestimmung 

2. Laufende Nummer 

3. Name und Anschrift des Einführers 

4. Name und Anschrift des Ausführers 

5. Nettogewicht (in Kilogramm oder metrischen 
Tonnen) und Wert 

6. Gruppe und Beschreibung der Ware 

7. Von den indischen Behörden ausgestellte Be- 
scheinigung, aus der hervorgeht, daß die Menge 
von der für Ausfuhren nach der Gemeinschaft 


vereinbarten Höchstmenge abgezogen worden 
ist, bzw. zur sofortigen Wiederausfuhr oder zur 
aktiven Veredelung und anschließenden Wieder- 
ausfuhr aus der Gemeinschaft bestimmt ist. 

Die zuständigen Behörden in der Gemeinschaft be- 
reiten keine Schwierigkeiten, falls zwischen dem in 
der Ausfuhrlizenz angegebenen Gewicht und dem 
Gewicht der Sendung oder dem Einfuhrgewicht ein 
Unterschied besteht, sofern er sich innerhalb ange- 
messener Grenzen hält, während die indischen Be- 
hörden sich ihrerseits bemühen, derartige Abwei- 
chungen auf ein Mindestmaß zu beschränken. 

Wird eine Exportlizenz vollständig oder teilweise 
zurückgenommen, so unterrichten die indischen Be- 
hörden die zuständigen Behörden in der Gemein- 
schaft über eine derartige vollständige oder teil- 
weise Zurücknahme. Die Behörden der Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft treffen die erforderlichen 
Maßnahmen im Einklang mit den geltenden Verv/al- 
tungsbestimmungen. 

Die indischen Behörden übermitteln den zuständi- 
gen Behörden in der Gemeinschaft über die Bot- 
schaften der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft so- 
wie der Kommission unmittelbar vierteljährliche 
Aufstellungen, aus denen folgendes ersichtlich ist: 
das Gesamtnettogewicht in metrischen Tonnen, für 
das Ausfuhrlizenzen erteilt worden sind, im Ver- 
gleich zu den für Ausfuhren nach der Gemeinschaft 
vereinbarten Höchstmengen, sowie die Aufteilung 
dieser Ausfuhrlizenzen auf die Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft für alle Gruppen von Textilausfuhren 
nach der Gemeinschaft, für die aufgrund dieses Ab- 
kommens Höchstmengen bestehen. 
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Anhang VI 


Umrechnungsfakloren 

Im Laufe der Verhandlungen über das Abkommen 
wurde festgestellt, daß die früher in einem Mitglied- 
staat geltenden Beschränkungen in Quadratyard 
ausgedrückt worden sind, während aufgrund des 
Abkommens metrische Gewichtseinheiten für die 
Gemeinschaft insgesamt verwendet werden. Es 
wurde ferner festgestellt, daß in dem neuen Ab- 
kommen das Verhältnis zwischen Quadratyarden 
und metrischen Tonnen zur Ermittlung des Aus- 
gangsniveaus für die Höchstmengen direkt aus den 
Zollstatistiken über Einfuhren der betreffenden 
Waren aus Indien abgeleitet worden ist. 

Die indische Delegation gab ihrer Besorgnis Aus- 
druck, daß diese Änderungen sich dennoch ein- 
schränkend auf die gebotenen Handelsmöglidakeiten 
duswirken könnte. Um alle Zweifel auszuschließen, 


wurde von Seiten der Gemeinschaft bestätigt, daß 
mit der Änderung der Maßeinheit in keiner Weise 
diese Wirkung beabsichtigt worden ist. 

Ferner wurde vereinbart, daß die Zollbehörden des 
betreffenden Mitgliedstaats (Vereinigtes König- 
reich) während einer Übergangszeit von zwei Jah- 
ren (1975 und 1976) für Einfuhren aus Indien eine 
laufende Kontrolle sowohl des Gewichts als auch 
der Menge in Quadratyard beibehalten werden und 
daß, falls während dieser Übergangszeit der Gegen- 
wert der in Tonnen ausgedrückten Höchstmengen in 
Quadratyard nicht erreicht würde, zusätzliche Ein- 
fuhren bis zu einer Höhe zugelassen würden, die 
nicht über den wie vorstehend berechneten Gegen- 
wert in Quadratyard hinausgehen. Sollte sich Ende 
1976 eine neue Relation ergeben, so würde die in 
Tonnen ausgedrückte Höchstmenge für 1977 auf der 
Grundlage einer neuen Relation und eines ange- 
messenen Steigerungssatzes festgesetzt werden. 
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Anhang VII a) 


Herr Präsident, 


Zum Abschluß der Verhandlungen, die zwischen der indischen Regierung 
und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft stattfanden und die heute zur 
Unterzeichnung eines Abkommens über den Handel mit Textilerzeugnissen führ- 
ten, beehre ich mich, folgende gemeinsame Feststellung zu bestätigen: 

Aus der Sicht der indischen Delegation tragen die mengenmäßigen Be- 
schränkungen für unter die Position ex 62.02 (Haushaltswäsche) fallende 
Erzeugnisse für die Jahre 1976 und 1977, wie sie in Anhang I aufgeführt 
sind, den indischen Exportmöglichkeiten in die Gemeinschaft nicht voll 
Rechnung. 

Auf Antrag Indiens wird eine Überprüfung zur Abschätzung der Lage 
durchgeführt, bei der in gegenseitigem Einvernehmen festgelegt wird, ob 
und in welchem Ausmaß die fraglichen quantitativen Beschränkungen nach 
oben revidiert werden sollten. 

Ich wäre dankbar, wenn Sie bestätigen könnten, daß der obige Text 
unsere Übereinkunft in dieser Sache korrekt wiedergibt. 

Genehmigen Sie, Herr Präsident, den Ausdruck meiner ausgezeichneten 
Hochachtung. 
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Anhang VII b) 


Herr Botschafter, 


Ich beehre mich, auf Ihr Schreiben vom heutigen Datum mit folgendem 
Wortlaut Bezug zu nehmen: 

„Zum Abschluß der Verhandlungen, die zwischen der indischen Regierung 
und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft stattfanden und die heute zur 
Unterzeichnung eines Abkommens über den Handel mit Textilerzeugnissen führ- 
ten, beehre ich mich, folgende gemeinsame Feststellung zu bestätigen: 

Aus der Sicht der indischen Delegation tragen die mengenmäßigen Be- 
schränkungen für unter die Position ex 62.02 (Haushaltswäsche) fallende 
Erzeugnisse für die Jahre 1976 und 1977, wie sie in Anhang I aufgeführt 
sind, den indischen Exportmöglichkeiten in die Gemeinschaft nicht voll 
Rechnung. 

Auf Antrag Indiens wird eine Überprüfung zur Abschätzung der Lage 
durchgeführt, bei der in gegenseitigem Einvernehmen festgelegt wird, ob 
und in welchem Ausmaß die fraglichen quantitativen Beschränkungen nach 
oben revidiert werden sollten. 

Ich wäre dankbar, wenn Sie bestätigen könnten, daß der obige Text unsere 
Übereinkunft in dieser Sache korrekt wiedergibt." 

Ich bestätige, daß dieser Text unsere Übereinkunft in dieser Sache korrekt 
darlegt. 

Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den Ausdruck meiner ausgezeichneten 
Hochachtung. 
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Anhang 11 

gemäß Artikel 3 der Verordnung 


Gemeinschaftsplafonds 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

Warenbezeichnung 


Mengen 
(in Tonnen) 




1975 

1976 

1977 

55.09 

Gewebe aus Baumwolle 

34 940 

34 390 

40 000 

dont 





ex 55.09 

Gewebe aus Baumwolle 
ausgenommen rehfarbene und 
gebleichte 

3 500 

3 750 

4 000 

ex 61.02 

Hemdblusen und Blusen aus 
Baumwolle für Frauen 

954 

954 

1 014 

ex 62.02 

Haushaltswäsche aus Baumwolle 

7 592 

8015 

8 544 
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Anhang III 

gemäß Artikel 5 der VO 


Nummer des 
Gemein- 

Warenbezeichnung 

Mitgliedstaat 


Menge 


samen 

Zolltarifs 

1975 

1976 

1977 

55.08 

Schlingengewebe (Frottier- 
gewebe) aus Baumwolle 

Vereinigtes 

Königreich 

450 

Tonnen 

481 

Tonnen 

515 

Tonnen 

ex 60.04 

„T" -Shirts 

i 

Frankreich 

' i 

' 1 

2 250 000 
Stück 

2 407 500 
; Stück 

2 575 990 
Stück 

ex 61.03 

Herrenhemden aus Baumwolle 

Vereinigtes 

Königreich 

663 960 
Stück 

' 710 437 
stück 

760 167 
' Stück 

ex 61.05 

Taschentücher aus Baumwolle 

Vereinigtes 

Königreich 

4 344 933 
Dutzend 

4 949 078 
Dutzend 

4974512 

Dutzend 
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Begründung 

1. Durch Entscheidung vom 15. Oktober 1974 hat 
der Rat die Kommission ermächtigt, im Namen der 
Gemeinschaft in Verhandlungen mit Indien über den 
Abschluß eines Abkommens über den Handel mit 
Spinnstoffen einzutreten. Dieses im Rahmen von 
Artikel 4 der Vereinbarung über den internationa- 
len Handel mit Textilien ausgehandelte Abkommen 
löst das Abkommen ab, das 1970 auf der Basis der 
früheren Vereinbarung über den internationalen 
Handel mit Baumwolltextilien abgeschlossen wor- 
den war und dessen Bestimmungen de facto und im 
gegenseitigen Einvernehmen bis jetzt galten. 

2. Gemäß diesem Beschluß und in Zusammenarbeit 
mit dem Sonderausschuß Artikel 113 hat die Kom- 
mission in den Monaten November 1974, Januar 
und April 1975 Verhandlungen mit Indien geführt. 

Im Anschluß an diese Verhandlungen ist ein Ab- 
kommen im Entwurf ausgearbeitet worden. Dieser 
Entwurf hat in der Hauptsache folgenden Inhalt: 

— Indien beschränkt seine Ausfuhren bestimmter 
für den inländischen Markt hergestellter Baum- 
wollwaren in die Gemeinschaft auf ein verein- 
bartes Maß; 

— die Gemeinschaft setzt dafür die in den Mitglied- 
staaten für diese Waren geltenden mengen- 
mäßigen Beschränkungen aus und sagt zu, die 
Schutzbestimmungen des Allfaserabkommens 
nicht anzuwenden, solange die vereinbarten 
Plafonds eingehalten werden; 

— es wird eine „Beratungsklausel" eingeführt, die 
der Gemeinschaft in bezug auf einige darin be- 
zcichnete Waren und für den Fall, daß die ernst- 
liche Gefahr einer Marktstörung vorliegt, nach 
festgelegten Bedingungen die Aufnahme von 
Beratungen mit dem Partner ermöglicht, damit 
für beide Seiten annehmbare Lösungen gefunden 
werden können. 


Die Delegationsleiter haben diesen Entwurf eines 
Abkommens, nachdem sie seine Übereinstimmung 
mit den Verhandlungsergebnissen festgestellt hat- 
ten, am 5. Juni abgezeichnet. 

3. Da der Entwurf des Abkommens für 1975, 1976 
und 1977 Plafonds für eine Selbstbeschränkung der 
Gemeinschaft enthält, ist es erforderlich, die Krite- 
rien festzusetzen, nach denen diese Gemeinschafts- 
plafonds aufgeteilt werden; diese Aufteilung wird 
gemäß dem nach Artikel 11 der Verordnung (EWG) 
1023/70 vorgesehenen Verfahren erfolgen, wobei es 
sich versteht, daß die Verwaltung der Plafonds, da 
es sich um ein Selbstbeschränkungsabkommen han- 
delt, nach einem Doppelkontrollsystem erfolgt. Das 
Ausfuhrland, dem die Aufteilung mitgeteilt wird, 
stellt die Ausfuhrgenehmigungen aus und beschei- 
nigt, daß die Mengen auf die Plafonds angerechnet 
wurden; bei Vorlage dieser Ausfuhrgenehmigungen 
akzeptiert die Gemeinschaft automatisch die Einfuh- 
ren. Die erwähnten Aufteilungskriterien entsprechen 
den Kriterien, von denen sich der Rat bei den Vor- 
arbeiten für den Erlaß von Beschlüssen in bezug 
auf die Eröffnung bilateraler Verhandlungen im 
Rahmen der Vereinbarung über den internationalen 
Handel mit Textilien leiten ließ. Die Aufteilung 
beruht somit auf diesen Kriterien und vor allem auf 
den Ergebnissen früherer Arbeiten. 

Außerdem enthält das Abkommen noch Plafonds für 
bestimmte Mitgliedstaaten. 

4. Nach Ansicht der Kommission stellt dieser Ent- 
wurf eines Abkommens ein für die Gemeinschaft 
annehmbares Ergebnis dar. Sie schlägt dem Rat vor, 
dieses Abkommen abzuschließen und die für die An- 
wendung notwendigen Bestimmungen durch An- 
nahme des im Anhang beigefügten Verordnungsent- 
wurfs zu beschließen. 

1) Diese Aufteilung wird Gegenstand einer getrennten, 
von der Kommission ebenfalls auf der Grundlage der 
Verordnung 1023/70 anzunehmenden Verordnung sein. 
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